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Liebe Leserin, lieber Leser,

Wettbewerb ist und bleibt eine faszinieren-
de und doch zugleich schwierige Angele-
genheit: Einerseits bringt er allen Marktteil-
nehmern bis hin zum Verbraucher unbe-
stritten die besten Ergebnisse. Andererseits
stellt er die Unternehmen immer wieder vor
neue Herausforderungen und ist damit häu-
fig unbequem. Aus diesem Grund bedarf es
einer politisch wie wirtschaftlich unabhän-
gigen Institution, die den Wettbewerb –
teilweise gegen die kurzfristigen Gewinnin-
teressen einzelner Unternehmen und Bran-
chen – schützt, um letztlich die mittel- und
langfristigen Vorteile des Wettbewerbssy-
stems für alle zu sichern. In Deutschland ist
dies die Aufgabe des Bundeskartellamtes
und der Landeskartellbehörden. Angesichts der kontinuierlichen Veränderung
und Entwicklung der Märkte sowie der (internationalen) Rahmenbedingun-
gen, aber ebenso der „Kreativität“ der Unternehmen handelt es sich dabei um
eine Daueraufgabe, die auch die Wettbewerbsbehörden immer wieder vor neue
Herausforderungen stellt.

Wichtige Verfahren und Entscheidungen des Bundeskartellamtes im Berichts-
zeitraum, den Jahren 2003 und 2004, betrafen u. a. die Energiewirtschaft, die
Entsorgungsbranche, die Bauindustrie sowie den Medienbereich. Daneben
spielten die Begleitung der Novellen des deutschen Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB) und des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG)
sowie die Novellierung des europäischen Kartellverfahrensrechts und der
europäischen Fusionskontrollverordnung eine wichtige Rolle. Über die
Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen durch Unternehmen hinaus
hat das Bundeskartellamt sich zudem verstärkt für das Thema „Competition
Advocacy“ – also das Werben für eine grundsätzliche Berücksichtigung des
Wettbewerbsprinzips in Wirtschaft und Politik – eingesetzt.

Ein weiterer Schwerpunkt der Tätigkeit des Bundeskartellamtes lag - wie im
letzten Berichszeitraum - auch 2003 und 2004 in der internationalen Zusam-
menarbeit der Kartellbehörden. Das im Mai 2004 gegründete European Com-
petition Network (ECN) hat sich bei der Bekämpfung grenzüberschreitender
Wettbewerbsbeschränkungen innerhalb der Europäischen Union bereits
erfolgreich bewährt. Gleichzeitig konnten in der weltweiten Kooperation der
Wettbewerbsbehörden im Rahmen des International Competition Network
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GRUßWORT5

(ICN) entscheidende Fortschritte erzielt werden, was zuletzt auch der IV. Welt-
kongress des ICN in Bonn eindrucksvoll belegt hat.

Die vorliegende Broschüre kann die Tätigkeit des Amtes im Berichtszeitraum
nicht in aller Breite und Tiefe darstellen. Sie muss sich darauf beschränken,
einzelne herausragende Aspekte der Tätigkeit des Bundeskartellamtes in den
Bereichen Fusionskontrolle, Missbrauchsaufsicht, Kartellverbot und Vergabe-
recht zu beleuchten. Viele bedeutende Einzelfälle und Entwicklungen müssen
daher an dieser Stelle unberücksichtigt bleiben. Die ausführliche Langfassung
des Tätigkeitsberichts ist im Internet unter www.bundeskartellamt.de abrufbar
oder kann direkt beim Bundeskartellamt bestellt werden.

Alle Aktivitäten des Bundeskartellamtes zum Schutz des Wettbewerbs sind nur
dann erfolgreich, wenn eine breite Öffentlichkeit von der Bedeutung des Wett-
bewerbsprinzips überzeugt ist und die Arbeit der Kartellbehörden unterstützt.
Es ist mir deshalb ein besonderes Anliegen, die Tätigkeit unseres Hauses trans-
parent zu machen und die wettbewerbsrechtliche und -politische Diskussion
über die Fachöffentlichkeit hinaus zu fördern. Ich würde mich freuen, wenn
diese Broschüre Sie zu einer eingehenderen Beschäftigung mit Wettbewerbs-
fragen anregt.

Dr. Ulf Böge

Präsident des Bundeskartellamtes
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1. Entwicklung des Wettbewerbs

Stärkung des Wettbewerbsprinzips, „Competition Advocacy“ und
staatliches Handeln

Wettbewerb ist die beste Organisationsform, um volkswirtschaftlichen Wohlstand
und Wachstum zu mehren. Wettbewerb ist kein Nullsummen-Spiel, denn
Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und gesellschaftlicher Fortschritt verstärken
sich gegenseitig. Damit aber jeder am Wettbewerb teilnehmen kann, sind klare
Spielregeln erforderlich, wie sie im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen
(GWB) niedergelegt sind. Diese gilt es umzusetzen, damit der Wettbewerb
wirtschaftliche Macht kontrollieren kann und nicht umgekehrt wirtschaftliche
Macht das Marktgeschehen bestimmt.

Die Hauptaufgabe der Wettbewerbsbehörden liegt deshalb in der Bekämpfung
von Wettbewerbsbeschränkungen durch Unternehmen. Fusionskontrolle,
Kartellbekämpfung und Missbrauchsaufsicht sind darauf ausgerichtet, Wett-
bewerbsbeschränkungen privater Unternehmen gar nicht erst entstehen zu
lassen oder wirksam zu unterbinden.

Die Gewährleistung von Wettbewerb ist ein Ziel, das nicht von anderen
Aspekten verdrängt werden darf. Dies zeigt z.B. die Diskussion im Rahmen
der Fusionskontrolle, ob Zusammenschlüsse, die den Wettbewerb behindern,
ausschließlich aufgrund möglicher Effizienzgewinne freigegeben werden
sollen. Unternehmen besitzen jedoch nur bei funktionierendem Wettbewerb
Anreize, Effizienzgewinne auch tatsächlich zu realisieren und diese an die
Marktteilnehmer weiterzugeben. Wettbewerb ist somit die Voraussetzung für
die Realisierung von Effizienzvorteilen und des damit verbundenen volks-
wirtschaftlichen Nutzens.

Wettbewerbsbeschränkungen im weiteren Sinne gehen nicht nur von privaten
Unternehmen aus. Oft sind es die Staaten selber, die durch Gesetze, Verordnun-
gen oder konkretes Verwaltungshandeln Wettbewerbsbeschränkungen verursa-
chen können. Beispiele sind die Zunahme staatlich verordneter Regulierungen,
die staatliche Förderung bestimmter Branchen, die Subventionierung einzelner
Unternehmen oder durch Gesetz abgesicherte Monopolstellungen. Betroffen von
staatlichen regulierenden Vorschriften sind die verschiedensten Bereiche des
Wirtschaftslebens, von der Landwirtschaft über den Energiesektor und den Post-
bereich bis zu freien Berufen wie z.B. Rechtsanwälte, Notare und Steuerberater.

Wettbewerbsbeschränkungen durch den Staat werfen die Frage nach der
Rechtfertigung dieser Eingriffe auf. Bevor staatliche Eingriffe erfolgen, sollte
sicher sein, dass die fraglichen Dienste und Leistungen nicht effektiver in
einem wettbewerblichen Umfeld erbracht werden können. Die Erfahrungen
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mit der De-Monopolisierung im Post- und Telekommunikationsbereich zeigen,
dass das Wettbewerbsprinzip auch in früher traditionell staatlichen Aufgaben-
bereichen die besseren Ergebnisse für die Verbraucher bringt. Diese Erkenntnis
sollte auch in den Bereichen berücksichtigt werden, die noch ganz oder teilweise
vom Wettbewerb ausgenommen sind. Wettbewerb setzt Innovations- und
Wachstumspotentiale frei und erhöht die allgemeine Wohlfahrt.

Im Berichtszeitraum hat die Diskussion über die Bildung von "nationalen
Champions" zugenommen. Für „nationale Champions“ können kartellrechtlich
keine anderen Maßstäbe gelten als für andere Unternehmen. Größe an sich ist
keine Erfolgsgarantie. Erfolg haben erfahrungsgemäß nur Unternehmen, die
sich im Wettbewerb auf den nationalen Märkten "fit" halten. Nur sie sind in
der Lage, langfristig auch international eine bedeutende Rolle zu spielen.
Wettbewerb auf den nationalen Märkten ist somit kein Hindernis, sondern
eine Voraussetzung dafür, auch global erfolgreich agieren zu können.

Wettbewerb, Wachstum und Wohlstand bedingen sich erst Recht im globalen
Kontext gegenseitig. Nur in wettbewerblichen Marktstrukturen können
Wachstumskräfte freigesetzt werden, die zu nationalem und internationalem
Wohlstand beitragen. Ein funktionsfähiger Wettbewerb auf den nationalen
Märkten ist die Voraussetzung dafür, dass Wohlfahrtsgewinne durch Freihandel
und Direktinvestitionen freigesetzt werden können. 

Den nationalen Wettbewerbsbehörden in den Industrieländern, aber auch in
den aufstrebenden Volkswirtschaften, kommt daher eine besondere Rolle zu,
wenn es darum geht, das Wettbewerbsprinzip zu stärken. Und Aufgabe des
Staates ist es, einen geeigneten Ordnungsrahmen zu schaffen, in dem sich die
Marktkräfte frei und zum Wohle der Allgemeinheit entfalten können. 

Die intensiven Anstrengungen der Europäischen Kommission, in den einzelnen
Mitgliedstaaten bestehende Wettbewerbsbeschränkungen im Bereich der frei-
en Berufe zu analysieren und so den Liberalisierungsprozess in diesem Bereich
voranzutreiben, weisen - als ein Beispiel - in die richtige Richtung. Häufig
findet der Wettbewerbsgedanke in der Praxis aber nur unzureichend Beachtung.
Er hat - wie es der Vordenker der sozialen Marktwirtschaft Franz Böhm
ausdrückte - im Gegensatz zu einzelnen Branchen, Gruppen oder Unternehmen
keine „Lobby“. Es obliegt letztendlich dem Staat und seinen Institutionen, bei
ihrem Handeln die Auswirkungen auf den Wettbewerb und die Marktmecha-
nismen zu beachten.

Auch wenn die Verfolgung von Wettbewerbsverstößen von Unternehmen ohne
Zweifel die Kernaufgabe der Kartellbehörden bleiben wird, sollte dem Thema
„Competition Advocacy“ - also der Förderung des Wettbewerbsprinzips über
den engen Bereich des Kartellrechts hinaus - im Zusammenhang mit staatlichem
Handeln weltweit zukünftig eine größere Bedeutung beigemessen werden.

1. Entwicklung des Wettbewerbs 8
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1. Entwicklung des Wettbewerbs9

7. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)

Die 7. Novelle, die am 16./17. Juni 2005 von Bundestag und Bundesrat
beschlossen wurde, wird das GWB, die nationale Arbeitsgrundlage des Bundes-
kartellamtes und der Landeskartellbehörden, grundlegend ändern. Mit der
Novelle werden in erster Linie die verfahrensrechtlichen Anpassungen an das
europäische Recht vollzogen, die durch die im Mai 2004 in Kraft getretene
EU-Verordnung (VO) Nr. 1/03 erforderlich geworden sind. Darüber hinaus
wird eine weitgehende Angleichung der materiellen deutschen Vorschriften an
das europäische Kartellrecht erfolgen.

Auch im deutschen Recht wird die bestehende grundsätzliche Anmelde- und
Genehmigungspflicht für wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen durch
das Prinzip der Legalausnahme ersetzt werden. Eine Sonderstellung erhalten
allerdings Mittelstandskartelle. Diesen wird für einen Übergangszeitraum von
vier Jahren ein Anspruch auf Prüfung ihrer Kooperationsvorhaben durch die
Kartellbehörden eingeräumt, sofern die Vereinbarung nicht unter Art. 81 EG
fällt. Damit wird der Anspruch allerdings für alle diejenigen Vereinbarungen
ausgeschlossen, die den zwischenstaatlichen Handel berühren. Insofern dürften
vor allem kleinere regionale Kooperationen in der Zuständigkeit der Landes-
kartellbehörden unter diese Ausnahmevorschrift fallen.

Daneben wird - wie im europäischen Kartellrecht - das Kartellverbot zukünftig
auch die vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen erfassen. Die vorgesehene
Abschaffung von Ausnahmebereichen (Kredit- / Versicherungswirtschaft,
Urheberrechtsverwertungsgesellschaften und Sport) steht ebenfalls im Zusam-
menhang mit der Anwendungsverpflichtung und dem Vorrang des europäi-
schen Rechts aufgrund der VO Nr. 1/03.

Mit der 7. GWB-Novelle werden zudem die Voraussetzungen für eine verbes-
serte Zusammenarbeit des Bundeskartellamtes mit anderen Kartellbehörden
- insbesondere im European Competition Network (ECN), aber auch mit den
Landeskartellbehörden - geschaffen. Die geplanten Änderungen stellen sicher,
dass das Bundeskartellamt bei der Anwendung von Artikel 81 und 82 EG die
erforderliche Handlungsfähigkeit erhält, um seine Rolle innerhalb des ECN
ausfüllen zu können; dies gilt z.B. im Bereich des Informationsaustauschs und
der gegenseitigen Unterstützung bei Ermittlungen.

Änderungen des pressespezifischen Kartellrechts bildeten einen weiteren
Schwerpunkt der Novellendiskussion. Die Novelle zielt grundsätzlich auf eine
Harmonisierung mit dem europäischen Recht und strebt deshalb auch eine
Rückführung von Ausnahmebereichen an. Im Pressebereich sollte dagegen
eine neue Ausnahmevorschrift vom Kartellverbot für Kooperationen in den
Bereichen des Anzeigengeschäfts, des Drucks und des Abonnementvertriebs
geschaffen werden. Die zum Zwecke dieser Kooperationen beabsichtigten
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Zusammenschlüsse sollten einem pressespezifischen Fusionskontrollregime
unterworfen werden. Das Bundeskartellamt hat sich im Gesetzgebungsprozess
frühzeitig für eine intensive und sachliche Diskussion über die geplanten
Ausnahmevorschriften für den Pressebereich eingesetzt und auf negative
wettbewerbliche Auswirkungen derartiger Sonderregelungen hingewiesen.
Letztlich hat der Gesetzgeber von der Einführung spezieller Ausnahmeregeln für
den Pressebereich im Rahmen der 7 GWB-Novelle abgesehen und die geltenden
Vorschriften beibehalten.

Die Novelle tritt zum 1. Juli 2005 in Kraft.

Reform des Energiewirtschaftsrechts

Ein weiteres wichtiges Gesetzgebungsvorhaben der Bundesregierung im
Berichtszeitraum stellte die Novellierung des Energiewirtschaftsrechts dar. Das
neue Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) tritt wie das GWB zum 1. Juli 2005 in
Kraft. Mit dieser Reform werden die sog. EU-Beschleunigungsrichtlinien in
nationales Recht umgesetzt. Vor dem Hintergrund des auch sechs Jahre nach
der Liberalisierung nur unzureichend ausgeprägten Durchleitungswettbewerbs
im Bereich der leitungsgebundenen Energien sieht das neue Gesetz eine
umfassende Regulierung des Netzbereiches vor.

Geregelt werden für den Strom- und Gasmarkt u.a. Netzzugang, Netzentgelte
und Netzanschluss. Mit den Regulierungsaufgaben ist ab Juli 2005 die Regu-
lierungsbehörde für Telekommunikation und Post (RegTP) - dann Bundes-
netzagentur - betraut. Die Missbrauchsaufsicht in den dem Netz vor- und
nachgelagerten Bereichen sowie die Kartellverfolgung und die Fusionskontrolle
verbleiben weiterhin in der Zuständigkeit des Bundeskartellamtes bzw. der
Landeskartellbehörden. Für die Schaffung von mehr Wettbewerb im Bereich
der leitungsgebundenen Energien wird die Regulierung des Netzbereichs
allein nicht ausreichen. Im Sinne eines ganzheitlichen Ansatzes kommt der
Fusionskontrolle und der Missbrauchsaufsicht in den dem Netz vor- und
nachgelagerten Bereichen eine mindestens ebenso wichtige Rolle zu. 

1. Entwicklung des Wettbewerbs 10
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2. Internationale Kooperation der Wettbewerbsbehörden

In den Jahren 2003 und 2004 hat sich das Ausmaß der Kooperation und
Koordinierung auf europäischer wie internationaler Ebene deutlich erhöht. Die
Zusammenarbeit der Wettbewerbsbehörden innerhalb der EU wurde insbeson-
dere durch die Gründung des European Competition Network weiter intensiviert.
Der Wettbewerbsausschuss der OECD hat eine Fülle von wettbewerbsrechtlichen
Themen behandelt. Das von der OECD jährlich veranstaltete „OECD Global
Forum on Competition“, an dem neben den OECD-Mitgliedstaaten auch Nicht-
Mitgliedstaaten, insbesondere Entwicklungsländer, teilnehmen, fand großen
Zuspruch. Intensität und Qualität der inhaltlichen Arbeit des erst im Oktober
2001 gegründeten International Competition Network haben stetig zugenom-
men. Im Rahmen der regelmäßigen UNCTAD-Treffen zeigen die Entwick-
lungsländer ungebrochen lebhaftes Interesse an Wettbewerbspolitik und Wett-
bewerbsrecht. Lediglich im Rahmen der WTO hat das Thema Wettbewerbsrecht
mit dem Scheitern der WTO-Ministerkonferenz im September 2003 in Cancún
einen Rückschlag hinnehmen müssen. 

Die positive Entwicklung der internationalen Zusammenarbeit ist Folge des
Phänomens der Globalisierung, da mit der weltweiten Marktöffnung die
Gefahr einer Zunahme grenzüberschreitender Wettbewerbsbeschränkungen ein-
hergeht. Die Wettbewerbsbehörden haben hieraus die richtigen Konsequenzen
gezogen und Kooperation und Koordination weltweit verstärkt.

European Competition Network (ECN)

Die VO Nr. 1/03 legt die Grundlagen für eine verbesserte Durchsetzung der euro-
päischen Wettbewerbsregeln in einem Netzwerk der Kartellbehörden in der
Europäischen Union. Sie schafft neue Kompetenzen für eine engere Zusammen-
arbeit zwischen diesen Behörden bei der Anwendung von Artikel 81 und 82 EG.
Eine wichtige Rolle spielen hier insbesondere der Informationsaustausch und die
gegenseitige Unterstützung bei Ermittlungen. Die Europäische Kommission und
die mitgliedstaatlichen Wettbewerbsbehörden haben darüber hinaus gemeinsam
Regeln erarbeitet, die die Umsetzung der VO Nr. 1/03 - z.B. durch Fallvertei-
lungskriterien, Regeln für den Informationsfluss zwischen den Wettbewerbsbe-
hörden und Regeln für den Umgang mit erhaltenen Informationen - erleichtern.
Durch die Einrichtung des European Competition Network (ECN) ist bei der
Bekämpfung von grenzüberschreitenden Wettbewerbsbeschränkungen ein
erheblicher Fortschritt erzielt worden. Die Praxis zeigt, dass die Wettbewerbsbe-
hörden der Mitgliedstaaten und die Europäische Kommission die Möglichkeiten
der Kooperation, die ihnen die VO Nr. 1/03 bietet, erfolgreich nutzen.
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So wurden in das gemeinsame Intranet der Kartellbehörden bis Ende 2004
Mitteilungen über insgesamt 301 Fälle eingestellt. Das Bundeskartellamt selbst
hat Mitteilungen über 34 eigene Fälle beigesteuert. Von den neuen Befugnissen
zum Informationsaustausch und zur Amtshilfe wurde ebenfalls bereits
Gebrauch gemacht. So hat das Bundeskartellamt in einem Fall für die italienische
Wettbewerbsbehörde eine Durchsuchung durchgeführt. In diesem Fall, in dem
aufgrund umfangreicher Marktermittlungen der Verdacht auf Preisabsprachen
und eine Abschottung des italienischen Marktes bei Babymilch bestand, hatte
die italienische Wettbewerbsbehörde im Rahmen der Zusammenarbeit nach
Artikel 22 der VO Nr. 1/03 um Durchführung einer Durchsuchung in Deutsch-
land gebeten. In einem anderen Fall (Verdacht wettbewerbswidriger Absprachen
beim Einkauf von Altpapier) hat das Bundeskartellamt Amtshilfe durch die
österreichische Bundeswettbewerbsbehörde erhalten. Ein Austausch auch
vertraulicher Informationen zwischen dem Bundeskartellamt und anderen
Kartellbehörden im ECN hat in diesen und weiteren Fällen auf der Grundlage
von Artikel 12 der VO Nr. 1/03 stattgefunden.

European Competition Authorities (ECA)

Im Rahmen des seit April 2001 bestehenden Forums „European Competition
Authorities“ (ECA), dem die Wettbewerbsbehörden der Staaten des Europäischen
Wirtschaftsraums, die Europäische Kommission und die EFTA-Überwachungs-
behörde angehören, fanden Treffen der Behördenleiter im September 2003 in
Oslo und im Mai 2004 in Trier statt. In Oslo wurden u.a. Wettbewerbsfragen in
den Bereichen Luftfahrt, Energie und Gesundheitswesen erörtert. In Trier
waren erstmals die Kartellbehörden aller neuen, am 1. Mai 2004 beigetretenen
EU-Mitgliedstaaten im Kreis von ECA vertreten. Dort wurde beschlossen, die
bestehenden Arbeitsgruppen „Mehrfachnotifizierte Zusammenschlüsse" und
„Luftverkehr" weiterzuführen und außerdem eine gemeinsame Plattform für
die Organisation eines Beamtenaustauschs zwischen nationalen Wettbewerbs-
behörden zu schaffen.

International Competition Network (ICN)

Im Berichtszeitraum hat sich die Zusammenarbeit der Wettbewerbsbehörden
in dem im Herbst 2001 gegründeten International Competition Network (ICN)
stark intensiviert. Das ICN weist eine Reihe von Besonderheiten gegenüber
anderen internationalen Foren auf. So sind hier z. B. die einzelnen Wettbewerbs-
behörden Mitglieder, nicht die jeweiligen Staaten. Eine weitere Besonderheit ist
die direkte Einbindung von sogenannten Non-Governmental-Advisors, d.h.
Rechtsanwälten, Professoren, Nichtregierungsorganisationen etc., die in den
einzelnen Arbeitsgruppen aktiv mitwirken. Die Arbeitsgruppen des ICN arbeiten
in hohem Maße projektorientiert. Kennzeichnend für das ICN ist weiterhin die
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gleichberechtigte Teilnahme der Entwicklungs- und Transformationsländer,
deren Vertreter als Mitglieder und zum Teil auch als Vorsitzende in einzelnen
Arbeitsgruppen mitwirken. Mitglieder im ICN sind derzeit weltweit 91 Wettbe-
werbsbehörden aus 81 Jurisdiktionen. 

Im Berichtszeitraum fanden nach Neapel (2002) zwei Jahreskonferenzen in
Mérida/Mexiko (2003) mit rund 230 Teilnehmern und Seoul/Südkorea (2004)
mit rund 250 Teilnehmern statt. Im Juni 2005 hat das Bundeskartellamt die
vierte ICN-Jahreskonferenz mit über 400 Teilnehmern aus über 80 Wettbe-
werbsbehörden in Bonn ausgerichtet. Das Bundeskartellamt ist im ICN in
nahezu allen Arbeitsgruppen als Mitglied oder als Leiter einzelner Unterar-
beitsgruppen aktiv. Der Präsident des Bundeskartellamtes wurde im September
2004 zum Vorsitzenden des ICN gewählt. Ein wichtiges Ziel wird es sein, die
Beteiligung der Entwicklungsländer an Veranstaltungen und der Arbeit des
ICN zu erweitern und zu vertiefen.

Arbeitsgruppen des ICN
(Stand Mai 2005)
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Die inhaltliche Arbeit des ICN wird von derzeit vier Arbeitsgruppen getragen:
• Fusionskontrolle: Verfahrensfragen, materielle Fragen, Ermittlungstechniken
• Kartellbekämpfung: Konzeptioneller Rahmen, Ermittlungstechniken
• Implementierung der Wettbewerbspolitik: Technische Unterstützung, 

Öffentlichkeitsarbeit, Förderung des Wettbewerbsgedankens 
(„competition advocacy“)

• Telekommunikation: Regulierung und Kartellrechtsanwendung.
Die Arbeitsgruppen verfassen zu diesen Themen verschiedene praxisrelevante
Berichte, Empfehlungen und Handbücher.

OECD

Das Bundeskartellamt und das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
haben im Berichtszeitraum an den OECD-Sitzungen des Wettbewerbsaus-
schusses und seiner drei Arbeitsgruppen „Wettbewerb und Regulierung“,
„Internationale Zusammenarbeit“ sowie „Handel und Wettbewerb" teilgenom-
men. Eines der wichtigsten Ergebnisse der Arbeit ist die Verständigung auf
eine neue Empfehlung zur Fusionskontrolle, die sich inhaltlich stark an die
von der ICN-Arbeitsgruppe „Fusionskontrolle" erarbeiteten „Best Practices"
anlehnt. Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Formulierung von Emp-
fehlungen für den formellen Informationsaustausch bei internationalen
Kartelluntersuchungen. 

Darüber hinaus hat sich der Wettbewerbsausschuss in Roundtable-Diskussionen
mit verschiedenen Fragen zum Wettbewerbsrecht auseinandergesetzt. Beispiele
der vielfältigen Themen sind Auflagen bei Fusionskontrollverfahren, Anwen-
dung und Nutzen wirtschaftswissenschaftlicher Expertisen, Sanktionen in der
Kartellverfolgung, Kartellverfolgung durch Zivilrechtsverfahren, geistiges
Eigentum, Möglichkeiten und Grenzen der Durchsetzung des Wettbewerbs mit
kartellrechtlichen Instrumenten in regulierten Branchen (u.a. Wasserversorgung,
Landwirtschaft, Gesundheitsberufe und öffentliche Hand). 

Des weiteren fanden zwei gemeinsame Sitzungen mit dem Ausschuss für
Verbraucherschutz statt, in denen das Verhältnis zwischen Wettbewerbs- und
Verbraucherschutz erörtert wurde. Im Bereich Handel und Wettbewerb wurde
insbesondere der WTO-Prozess thematisch begleitet. Im Rahmen ihres
„Outreach Programms“ (Zusammenarbeit mit Nicht-OECD-Mitgliedsländern)
hat die OECD das „Global Forum on Competition“ jährlich jeweils im Februar
veranstaltet. An den Foren nahmen auch Entwicklungsländer in großer
Anzahl teil. 

2. Internationale Kooperation der Wettbewerbsbehörden 14
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2. Internationale Kooperation der Wettbewerbsbehörden 15

Bilaterale Beratung

Auch in den Jahren 2003 und 2004 hat das Bundeskartellamt der Pflege
bilateraler Beziehungen zu Wettbewerbsbehörden anderer Länder eine große
Bedeutung beigemessen. Insgesamt 338 Fachleute aus 29 Ländern waren im
Bundeskartellamt zu Gast. In zum Teil mehrtägigen Veranstaltungen und
Seminaren wurden allgemeine und spezielle wettbewerbsrechtliche Themen
sowie Fragen zur Umsetzung der landesspezifischen Wettbewerbsregeln
behandelt.

Das Bundeskartellamt engagiert sich auch im Ausland in der wettbewerbs-
rechtlichen Beratung. So wurden Referenten u.a. für Seminare und Workshops
in Südafrika, Vietnam, Pakistan sowie Mittel- und Osteuropa entsandt.

Ausländische Besucher im Bundeskartellamt
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3. Fusionskontrolle

Statistische Übersicht

Die Zahl der beim Bundeskartellamt in den Jahren 2003 und 2004 angemeldeten
Zusammenschlüsse ist mit 1366 bzw. 1412 Fällen gegenüber dem letzten
Berichtszeitraum insgesamt leicht zurückgegangen, wobei die Tendenz wieder
steigend ist. Die Zahl der angezeigten und vollzogenen Fusionen hat sich wie
folgt entwickelt:

Beim Bundeskartellamt angezeigte, vollzogene 
Zusammenschlüsse 1986 – 2004

Insgesamt 59 Fusionsfälle hat das Bundeskartellamt in den Jahren 2003 und
2004 im Hauptprüfverfahren durch förmliche Verfügung abgeschlossen, im
letzten Berichtszeitraum waren dies 95 Fälle. Von den 59 Fällen wurden 36
Fälle durch eine Freigabe, 14 Fälle durch eine Untersagung und neun Fälle
durch eine Freigabe unter Bedingungen oder Auflagen entschieden. In 25 Fällen
wurde das jeweilige Vorhaben im Hauptprüfverfahren von den Beteiligten auf-
gegeben bzw. das Verfahren eingestellt. Alle förmlichen Verfügungen sind auf
der Website des Bundeskartellamtes im Internet unter www.bundeskartellamt.de
veröffentlicht.

16
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3. Fusionskontrolle17

Untersagungen

Im Berichtszeitraum hat das Bundeskartellamt die folgenden 14 Zusammen-
schlussvorhaben untersagt:

(1) EAM Energie / Stadtwerke Eschwege 
Belieferung von Stromweiterverteilern und Großkunden
(Beschwerde beim OLG Düsseldorf anhängig)

(2) E.ON Hanse / Stadtwerke Lübeck
Strom- und Gasmärkte
(Untersagung bestandskräftig)

(3) Holtzbrinck / Berliner Verlag
Lesermarkt für regionale Abo-Tageszeitungen in Berlin
(Rechtsbeschwerde der Beteiligten beim BGH anhängig)

(4) Synthes-Stratec / Mathys
Osteosynthese-Produkte für Traumabehandlungen
(Erledigungserklärung vor dem OLG Düsseldorf)

(5) Lausitzer Rundschau / Wochenkurier Verlagsgesellschaft
Anzeigenmärkte in Cottbus / Senftenberg / Südbrandenburg
(Untersagung rechtskräftig)

(6) Agrana / Atys
Markt für Fruchtzubereitungen
(Rechtsbeschwerde der Beteiligten beim BGH anhängig)

(7) Radio Ton-Regional / Lokalradio Services
Hörfunkwerbemarkt in Tübingen / Reutlingen / Zollern-Alb
(Nichtzulassungsbeschwerde des BKartA beim BGH anhängig)

(8) Deutsche Bahn / KVS
Liniengebundener Personennahverkehr im Saarland
(Rechtsbeschwerde der Beteiligten beim BGH anhängig)

(9) Mainova / Aschaffenburger Versorgung
Absatz von Gas
(Beschwerde beim OLG Düsseldorf anhängig)

(10) Gruner & Jahr / Lizenz für National Geographic
Lesermarkt für populäre Wissenszeitschriften
(Rechtsbeschwerde des BKartA zum BGH offen)

(11) Gruner & Jahr / RBA
Lesermarkt für populäre Wissenszeitschriften
(Rechtsbeschwerde der Beteiligten zum BGH offen)
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(12) DuMont Schauberg / Bonner Zeitungsdruckerei
Leser- und Anzeigenmärkte in Köln und Bonn
(Beschwerde beim OLG Düsseldorf anhängig)

(13) Leggett & Platt / AGRO
Drahtfederkerne für Matratzen und Polstermöbel
(Untersagung bestandskräftig)

(14) Rethmann / Tönsmeier
Sammlung und Transport von Restmüll / Altpapier in Köthen
(Beschwerde beim OLG Düsseldorf anhängig)

Zahl der Untersagungen
(nach Berichtszeiträumen)

Seit Einführung der Fusionskontrolle im Jahr 1973 sind damit insgesamt 153
Zusammenschlüsse untersagt worden. 95 Untersagungen sind bestandskräftig
geworden; in 12 Untersagungsfällen sind noch Beschwerde- oder Rechtsbe-
schwerdeverfahren anhängig. In 46 Fällen ist die Untersagung endgültig
aufgehoben oder für erledigt erklärt worden.

3. Fusionskontrolle 18
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3. Fusionskontrolle19

Freigaben unter Bedingungen oder Auflagen

Im Berichtszeitraum sind in neun Fällen Zusammenschlüsse unter Bedingungen
oder Auflagen freigegeben worden, im vorherigen Berichtszeitraum waren
dies 25 Fälle.

Vorfeldfälle

Die Zahl der Fälle, die aufgrund einer Vorprüfung durch das Bundeskartellamt
oder nach Anmeldung aufgegeben, modifiziert oder ohne förmliche Untersa-
gung aufgelöst worden sind, lag im Berichtszeitraum bei 34 und stieg damit
auf insgesamt 425 seit Einführung der Fusionskontrolle. Aus der Sicht des
Bundeskartellamtes sind diese Zahlen ein weiteres wichtiges Element in der
Beurteilung der Wirksamkeit der Fusionskontrolle, da in allen Fällen erhebliche
wettbewerbliche Bedenken im Sinne der Untersagungsvoraussetzungen vorlagen.

Zahl der Vorfeldfälle
(nach Berichtszeiträumen)
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Tageszeitungen

Das Bundeskartellamt hatte bereits im Jahr 2002 den Erwerb des Berliner
Verlags, zu dem unter anderem die „Berliner Zeitung“ gehört, durch die
Holtzbrinck Gruppe, die in Berlin den „Tagesspiegel“ herausgibt, untersagt.
Den daraufhin gestellten Antrag auf Ministererlaubnis nahm Holtzbrinck im
Laufe des Verfahrens wieder zurück und veräußerte den „Tagesspiegel“ sowie
weitere Beteiligungen an einen ehemaligen Mitarbeiter. Das Bundeskartellamt
gab diese Veräußerung im Vorprüfverfahren frei. Hingegen untersagte das
Amt den gleichzeitig erneut angemeldeten Erwerb des Berliner Verlags durch
Holtzbrinck. Nach § 37 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 GWB sind einem Unternehmen
auch diejenigen Anteile zuzurechnen, die einem anderen für Rechnung des
Unternehmens gehören. Aus diesem Grund war der „Tagesspiegel“ weiterhin
Holtzbrinck zuzurechnen, weil nach der Ausgestaltung des Kaufvertrags und
aufgrund der Gesamtumstände das mit dem „Tagesspiegel“ verbundene
wirtschaftliche Risiko im Wesentlichen nicht von der Privatperson, sondern
weiterhin von Holtzbrinck getragen wurde.

Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat diese Beurteilung des Bundeskartellamtes
bestätigt und die Beschwerde der Beteiligten gegen die Untersagungsverfügung
zurückgewiesen. Die hiergegen eingelegte Rechtsbeschwerde ist beim Bundes-
gerichtshof anhängig.

Chronologie des Falles „Berliner Zeitungsmarkt“

Juli 2002 Erste Anmeldung des Übernahmevorhabens 
Holtzbrinck / Berliner Verlag

Dezember 2002 Erste Untersagung des Vorhabens durch das BKartA
Januar 2003 Antrag auf Ministererlaubnis durch Holtzbrinck
April 2003 Ablehnendes Gutachten der Monopolkommission
September 2003 Rücknahme des Antrags auf Ministererlaubnis 

durch Holtzbrinck
Oktober 2003 Anmeldung der Veräußerung des Tagesspiegels an 

ehemaligen Holtzbrinck-Mitarbeiter
Zweite Anmeldung des Übernahmevorhabens 
Holtzbrinck / Berliner Verlag

November 2003 Freigabe der Veräußerung des Tagesspiegels durch BKartA
Februar 2004 Zweite Untersagung des Übernahmevorhabens 

Holtzbrinck / Berliner Verlag durch BKartA
Oktober 2004 Bestätigung der zweiten Untersagungsentscheidung des

BKartA durch OLG Düsseldorf
2005 Entscheidung des Bundesgerichtshofes steht noch aus

3. Fusionskontrolle 20
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Breitbandkabelnetze

Neben einigen kleineren Fällen hatte das Bundeskartellamt im Berichtszeitraum
insbesondere über den von der Kabel Deutschland (KDG) zeitgleich angemelde-
ten Erwerb der Breitbandkabelnetze von Ish (Nordrhein-Westfalen), Kabel BW
(Baden-Württemberg) und Iesy (Hessen) zu entscheiden. Für die fusionskon-
trollrechtliche Prüfung des Erwerbs von Ish war ursprünglich die Europäische
Kommission zuständig, die das Verfahren auf Antrag an das Bundeskartellamt
verwiesen hat.

Von dem Zusammenschluss betroffen war insbesondere der Markt für die
Einspeisung von Fernsehprogrammen einschließlich der technischen Dienst-
leistungen für Free-TV und Pay-TV. Die umfangreichen Ermittlungen des
Bundeskartellamtes haben ergeben, dass die verschiedenen Übertragungswege
für TV-Signale (Kabel, Satellit, Terrestrik bzw. DVB-T) nicht gegeneinander
austauschbar, sondern komplementär sind. Die Anbieter von TV-Programmen
können daher auf eine Einspeisung in das Breitbandkabel, mit dem 56 % der
Haushalte erreicht werden, nicht verzichten. Nach der von KDG verfolgten
Strategie einer eigenen digitalen Plattform für die Ver- und Entschlüsselung von
TV-Programmen könnten zudem in Zukunft Endkunden gezwungen werden,
eine solche Box zu erwerben, und der Markt für andere Pay-TV-Anbieter
könnte abgeschottet werden.

Das Bundeskartellamt kam in einer vorläufigen Bewertung der Vorhaben zu
dem Schluss, dass die Zusammenschlüsse jeweils die Verstärkung der markt-
beherrschenden Stellung der KDG erwarten ließen, da sie einerseits zur Über-
tragung der Verhaltensspielräume der KDG auf andere Netze und andererseits
zur Beeinträchtigung des potenziellen Wettbewerbs zwischen der KDG und
Ish, KBW bzw. Iesy geführt hätten. Eine Freigabe der Zusammenschlussvorhaben
in Anwendung der Abwägungsklausel kam nicht in Betracht, da die Parteien
nicht nachgewiesen haben, dass es durch die Zusammenschlüsse zu Verbes-
serungen auf den von der Deutschen Telekom beherrschten Märkten für
breitbandigen Internet-Zugang oder breitbandige Internet-Nutzung bzw. dem
von Premiere beherrschten Endkundenmarkt für PayTV gekommen wäre.

Die Anmelder haben nach Mitteilung der vorläufigen Bewertung der Zusam-
menschlussvorhaben durch das Bundeskartellamt die Aufgabe der Vorhaben
mitgeteilt und die Anmeldungen zurückgenommen.
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Entsorgungswirtschaft

Gegen Ende des Berichtszeitraums hatte Rethmann das Vorhaben angemeldet,
über ihre Tochtergesellschaft Remondis 100 % der Anteile an der RWE Umwelt
zu erwerben. Der Zusammenschluss wurde im Februar 2005 unter Bedingungen
und Auflagen freigegeben.

RWE Umwelt ist das größte deutsche Entsorgungsunternehmen, die Remondis-
Gruppe das zweitgrößte. Beide Unternehmen sind nahezu bundesweit auf
zahlreichen Entsorgungsmärkten tätig. Bereits vor Anmeldung des Zusam-
menschlussvorhabens hatte der RWE-Konzern ein Umsatzvolumen von ca.
400 Mio. Euro veräußert. Aufgrund absehbarer fusionsrechtlicher Probleme
hatte sich RWE darüber hinaus entschlossen, eine Reihe von Tochtergesell-
schaften, auf die ca. 30 % des verbliebenen Umsatzvolumens der RWE Umwelt
entfielen, bereits vor der Veräußerung an Rethmann auszugliedern und die
betreffenden Unternehmen an Dritte zu verkaufen.

Das verbliebene Zusammenschlussvorhaben hätte auf dem Markt der flächen-
deckenden Entsorgung von gewerblichen Anfallstellen (z.B. Einzelhandelsfilia-
len) zur Entstehung eines marktbeherrschenden Oligopols zwischen Remondis /
RWE Umwelt einerseits und Interseroh andererseits geführt. Um dies zu ver-
hindern, wurde die Freigabe des Zusammenschlusses mit der aufschiebenden
Bedingung verbunden, dass Remondis vor Vollzug des Zusammenschlusses
ihre Beteiligung an Interseroh unwiderruflich auf einen Treuhänder überträgt
und innerhalb einer bestimmten Frist veräußert sowie alle weiteren Verbin-
dungen, insbesondere personelle Verflechtungen, mit Interseroh löst.

Auf den Märkten für Sammlung und Transport von Altglas im Großraum
Nordrhein-Westfalen, der Aufbereitung von Altglas und der Verwertung von
Kühl- und Gefriergeräten hätte der Zusammenschluss jeweils zu einzelmarkt-
beherrschenden Stellungen von Remondis geführt. Für diese Märkte wurde die
Freigabe des Zusammenschlusses deshalb mit Auflagen verbunden, die die Ver-
äußerung von Sammelverträgen für Altglas, Glasaufbereitungsanlagen sowie
Verwertungsanlagen für Kühl- und Gefriergeräte innerhalb einer festgesetzten
Frist vorsehen. Diese Auflagen bewirken, dass sich die Marktanteile der Betei-
ligten nicht erhöhen bzw. ein Marktanteil von 30 % nicht überschritten wird.

3. Fusionskontrolle 22
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Strom und Gas

Das Bundeskartellamt beobachtet die Strategie der Verbundunternehmen E.ON
und RWE, durch Beteiligungen an regionalen und lokalen Strom- und Gasver-
sorgern ihre vertikale Integration voranzutreiben und ihre Marktpositionen
auf den verschiedenen Gas- und Strommärkten zu festigen und zu verstärken,
weiterhin kritisch. Auch „kleinere“ Zusammenschlussvorhaben sieht das
Bundeskartellamt als Teil einer Gesamtstrategie an, Absatzmärkte für Wettbe-
werber mittels Beteiligungen zu verschließen. Vor dem Hintergrund der stark
konzentrierten Marktstrukturen und des geringen Restwettbewerbs sind auch
geringe Verstärkungswirkungen von erheblicher wettbewerblicher Relevanz
und führen zu strukturellen Veränderungen der Marktverhältnisse. Das Bundes-
kartellamt hat daher im Berichtszeitraum mehrere Zusammenschlussvorhaben,
die Beteiligungen von E.ON bzw. RWE an regionalen Versorgungsunternehmen
betrafen, untersagt oder nur unter Nebenbestimmungen freigegeben.

Buchverlage

Ende 2003 hat das Bundeskartellamt den Erwerb des Buchverlages Heyne
durch die zu Bertelsmann gehörende Verlagsgruppe Random House freigegeben.
Ursprünglich hatte Bertelsmann beabsichtigt, die gesamte Verlagsgruppe
Ullstein Heyne List, zu der neben den benannten Verlagen u.a. die Verlage
Econ, Propyläen, Marion von Schröder sowie mehrere Ratgeberverlage gehören,
von Axel Springer zu erwerben. Hiergegen hatte das Bundeskartellamt Bedenken
erhoben und das Vorhaben entsprechend abgemahnt. Mit dem Erwerb der
gesamten Verlagsgruppe Ullstein Heyne List hätte Bertelsmann, zu deren
Verlagsgruppe Random House u.a. die Buchverlage Goldmann, C.Bertelsmann,
Blessing, btb und Omnibus gehören, auf dem bundesweit abzugrenzenden
Markt für deutschsprachige Taschenbücher der allgemeinen Informations-
und Unterhaltungsliteratur eine marktbeherrschende Stellung erhalten.

Um eine Untersagung zu vermeiden, hat daraufhin Bertelsmann das Zusam-
menschlussvorhaben auf den Erwerb des zudem um einzelne Verlagsteile
reduzierten Heyne-Verlages beschränkt und die Anmeldung hinsichtlich der
übrigen Verlage und Verlagsteile zurückgenommen. Dieser Erwerb konnte
vom Bundeskartellamt freigegeben werden, da die Ermittlungen nicht ergeben
hatten, dass der Zusammenschluss zu einer relevanten Verschlechterung der
bestehenden Wettbewerbsbedingungen führt.

Die nicht von Bertelsmann übernommenen Verlage und Verlagsteile der Ver-
lagsgruppe Ullstein Heyne List sind von der zum schwedischen Medienkonzern
Bonnier gehörenden Bonnier Media Deutschland (zu der u.a. die Verlage Piper
und Carlsen gehören) erworben worden, wodurch ein weiterer starker Wettbe-
werber neben der Verlagsgruppe Holtzbrinck, dem Deutschen Taschenbuch-
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verlag (dtv) sowie dem Verlag Bastei-Lübbe auf dem sachlich relevanten Markt
für Taschenbücher entstanden ist. Eine von einem Wettbewerber gegen die Frei-
gabeentscheidung eingelegte Beschwerde wurde noch vor der mündlichen
Verhandlung vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf wieder zurückgenommen.

Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)

Das Vorhaben der Deutschen Bahn (DB) und der üstra Hannoversche Ver-
kehrsbetriebe, im Rahmen des Gemeinschaftsunternehmens üstra intalliance
ihre Aktivitäten im ÖPNV im Großraum Hannover zusammenzuführen, hat
das Bundeskartellamt im Dezember 2003 nur unter auflösenden Bedingun-
gen freigegeben, um den Marktzugangswettbewerb spürbar zu intensivieren.
Auf die hiergegen seitens der Beteiligten eingelegte Beschwerde hob das
Oberlandesgericht Düsseldorf die auflösenden Bedingungen im Dezember
2004 auf. Das Bundeskartellamt hat beim Bundesgerichtshof Rechtsbe-
schwerde eingelegt.

Das Vorhaben der DB, über ihre Konzerngesellschaft RSW Regionalbus Saar-
Westpfalz eine Beteiligung i.H.v. 30 % an den Kreisverkehrsbetrieben Saarlouis
(KVS) zu erwerben, hat das Bundeskartellamt im Sommer 2004 untersagt. Die
RSW betreibt im Saarland neben zehn Regionalbus-Linien eine Reihe weiterer
Buslinien auf Kreis- und Gemeindeebene und erreicht im maßgeblichen
Verkehrsraum einen Marktanteil von über 40 %. Im Schienenpersonennahver-
kehr belief sich der Anteil der DB Regio auf nahezu 90 %. Durch den Zusam-
menschluss wäre dem DB-Konzern ein erheblicher Marktanteil zugewachsen.
Zudem wäre nach dem Beteiligungserwerb nicht zu erwarten gewesen, dass die
zusammengeschlossenen Unternehmen in Zukunft bei der Wiedererteilung von
Verkehrsgenehmigungen oder dem Neuabschluss von Verkehrsverträgen in
Konkurrenz zueinander getreten wären. Eine Freigabe des Vorhabens unter
Nebenbestimmungen schied nicht zuletzt deshalb aus, weil die beteiligten
Unternehmen dem Bundeskartellamt keine Maßnahmen zur Beseitigung der
Untersagungsvoraussetzungen vorgeschlagen haben.

Die von den beteiligten Unternehmen gegen die Untersagungsentscheidung
eingelegte Beschwerde hat das Oberlandesgericht Düsseldorf im Mai 2005
zurückgewiesen. Die Beteiligten haben Rechtsbeschwerde beim Bundesge-
richtshof eingelegt.

3. Fusionskontrolle 24
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4. Kontrolle wirtschaftlicher Machtstellungen

Ein deutlicher Schwerpunkt der Missbrauchsaufsicht lag im Berichtszeitraum
erneut im Bereich der leitungsgebundenen Energie. Weitere Missbrauchsver-
fahren führte das Bundeskartellamt u.a. in den Bereichen Telekommunikation,
Post und Einzelhandel.

Gas

Im Bereich der Endkundenpreise für Gas wurden Ende 2004 / Anfang 2005
gegen sieben Gasversorgungsunternehmen förmliche Missbrauchsverfahren
wegen des Verdachts des Preishöhenmissbrauchs eingeleitet. Gegenstand der
Verfahren war u.a. die Frage, ob die im Zuge der Gas-Ölpreis-Kopplung durch-
geführten Preiserhöhungen lediglich die erhöhten Erdgasbezugskosten wider-
spiegeln oder ob zusätzliche Aufschläge einberechnet wurden. Im Juni 2005 hat
das Bundeskartellamt noch eines der eingeleiteten Verfahren aktiv betrieben.
Vier Verfahren konnten zuvor eingestellt werden, nachdem die Unternehmen
teilweise zugesagt hatten, bestimmte Preiserhöhungen nicht vorzunehmen bzw.
zukünftig einen von der Ölpreisentwicklung unabhängigen Festpreistarif anzu-
bieten. Ein Verfahren konnte zum Ruhen gebracht werden, nachdem das Unter-
nehmen vergleichbare Zusagen gemacht hatte. Ein an die Landeskartellbehörde
Baden-Württemberg abgegebenes Verfahren wurde von dieser eingestellt.

Gegenüber einigen - bundesweit vergleichsweise preiswerten - Unternehmen
hat das Bundeskartellamt von förmlichen Missbrauchsverfahren abgesehen,
nachdem diese Unternehmen teilweise angekündigt hatten, die beabsichtigten
Preiserhöhungen zu reduzieren bzw. keine weiteren Preiserhöhungen in der
laufenden Heizperiode durchzuführen sowie Rückerstattungen an die Gaskunden
vorzunehmen, sofern die durchgeführten Preissteigerungen zu Erlösen führen,
die die eigenen Bezugkostensteigerungen überschreiten

Strom

Im April 2003 hat das Bundeskartellamt den Stadtwerken Mainz die Forderung
missbräuchlich überhöhter Netznutzungsentgelte untersagt und den Stadtwerken
Mainz aufgegeben, ihre derzeitigen Netznutzungsentgelte um insgesamt
knapp 20 % abzusenken.

Das Bundeskartellamt ist in diesem Fall - im Gegensatz zum Verfahren gegen
die TEAG Thüringer Energie - nicht dem Kosten-, sondern dem Vergleichs-
marktansatz gefolgt. Zu diesem Zweck sind die Stadtwerke Mainz mit der
RWE Net verglichen worden. Als wesentlichen Vergleichsmaßstab hat das
Bundeskartellamt den Erlös pro Kilometer Leitungslänge gewählt, da die für
die Versorgung der Kunden notwendige Leitungslänge ein wesentlicher
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kosten- und damit preisbestimmender Faktor ist. Gleichzeitig spiegelt der
Erlös den konkret über das Netz abgewickelten Stromabsatz wider und inte-
griert damit automatisch insoweit bestehende gebietsstrukturelle Unterschiede
in den Vergleich. Weitere gebietstrukturelle Unterschiede zwischen den Unter-
nehmen (z.B. höhere Kosten der Leitungsverlegung im städtischen Gebiet)
wurden durch Zuschläge zugunsten der Stadtwerke Mainz berücksichtigt.

Nach Auffassung des Amtes ist mit der Absenkung missbräuchlich überhöhter
Netznutzungsentgelte keine Gefährdung des gesetzlichen Versorgungsauftrages
der Stadtwerke Mainz verbunden. Die Stadtwerke Mainz hatten im Verfahren
geltend gemacht, dass eine derartige Absenkung ihrer Entgelte Auswirkungen
auf die Versorgungsqualität in ihrem Netzgebiet haben würde. Das Senkungs-
potenzial von knapp 20 % beruht jedoch nicht auf gebietsstrukturellen, d.h.
unvermeidbaren Kostenunterschieden im Netzbetrieb, wie der Vergleich mit
dem Netzbetreiber RWE Net gezeigt hat. Der Vergleich lässt vielmehr darauf
schließen, dass bei der Betriebsführung der Stadtwerke Mainz erhebliche Ein-
sparpotenziale bestehen. Auch vor dem Hintergrund, dass heute die Stadtwerke
Mainz aus dem Stromgeschäft den öffentlichen Nahverkehr mitfinanzieren,
war die Argumentation des Unternehmens nicht nachvollziehbar.

Auf die Beschwerde der Stadtwerke Mainz hat das Oberlandesgericht Düsseldorf
die Missbrauchsverfügung des Bundeskartellamtes im März 2004 aufgehoben.
Der Bundesgerichtshof hat den Fall auf die seitens des Bundeskartellamtes
eingelegte Rechtsbeschwerde Ende Juni 2005 an das Oberlandesgericht zurück-
verwiesen.

Telekommunikation

In enger Abstimmung mit der Regulierungsbehörde für Telekommunikation
und Post (RegTP) hat das Bundeskartellamt im Jahr 2003 ein Missbrauchs-
verfahren gegen die Deutsche Telekom wegen überhöhter Entgelte für die
Überlassung von Teilnehmerdaten an Anbieter von Auskunftsdiensten und
Herausgeber von Telefonverzeichnissen geführt.

Das Verfahren wurde eingestellt, nachdem die Telekom sich bereit erklärt hatte,
rückwirkend ab dem 1. Januar 2003 nur noch jährliche Kosten in Höhe von 49
Mio. Euro für die Bereitstellung der Teilnehmerdaten zugrunde zu legen. Dies
bedeutete eine Senkung der Entgelte um rund 45 %. Mit dem im Juni 2004 in
Kraft getretenen neuen Telekommunikationsgesetz (TKG) wurde die Zuständig-
keit für Teilnehmerdaten der RegTP übertragen.

4. Kontrolle wirtschaftlicher Machtstellungen 26
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Postvorbereitende Leistungen

Das Bundeskartellamt hat im Berichtszeitraum ein Missbrauchsverfahren gegen
die Deutsche Post eingeleitet, in dem die Vereinbarkeit der aktuellen Praxis der
Zugangsgewährung zu sog. postvorbereitenden Leistungen durch die Deutsche
Post mit den Vorgaben des europäischen und nationalen Kartellrechts überprüft
wurde (§ 20 Abs. 1 GWB, Artikel 82 EG). Das Bundeskartellamt ist bei seinen
Ermittlungen zu dem Ergebnis gekommen, dass die Deutsche Post konkurrie-
rende Postdienstleistungsunternehmen bei postvorbereitenden Leistungen
behindert bzw. diskriminiert und hat der Deutschen Post dieses Verhalten daher
im Februar 2005 untersagt und die sofortige Vollziehung der Untersagungsver-
fügung angeordnet.

Gegen die Entscheidung hat die Deutsche Post Beschwerde beim Oberlandes-
gericht Düsseldorf eingelegt und einen Antrag auf Wiederherstellung der
aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gestellt. Mit Beschluss vom 13. April
2005 hat das Oberlandesgericht Düsseldorf den Antrag auf Wiederherstellung
der aufschiebenden Wirkung zurückgewiesen. Die Entscheidung in der Haupt-
sache steht noch aus.

Einzelhandel, Angebot unter Einstandspreis

In Anwendung des § 20 Abs. 4 GWB hat das Bundeskartellamt gegen die
Drogeriemarktkette Dirk Rossmann ein Bußgeld wegen des Angebots von
Fotoarbeiten unter Einstandspreis verhängt. Rossmann hatte nicht nur gele-
gentlich in mehreren regional abzugrenzenden Märkten mit einem konkreten
Angebot Fotoarbeiten unterhalb des Preises angeboten, den Rossmann selbst
an die beauftragten Fotolabore zahlen musste. Rossmann verfügt gegenüber
kleinen und mittleren Fotofachgeschäften über eine überlegene Marktstellung.
Der Bußgeldbescheid ist rechtskräftig.

Im Sommer 2003 hat das Bundeskartellamt seine Auslegungsgrundsätze zum
Angebot unter Einstandspreis durch Unternehmen mit überlegener Marktmacht
(§ 20 Abs. 4 GWB) überarbeitet. Diese berücksichtigen nach dem Grundsatzur-
teil des Bundesgerichtshofes im Fall Wal-Mart die Erkenntnisse aus den bislang
geführten Verfahren sowie die hierzu ergangene Rechtsprechung. Die überarbei-
teten Auslegungsgrundsätze stellen klar, dass das Verbot des Angebots unter
Einstandspreis weder das Vorliegen einer Verdrängungsabsicht noch den Nach-
weis einer spürbaren Beeinträchtigung der Wettbewerbsverhältnisse kleiner und
mittlerer Unternehmen voraussetzt. Weiter verdeutlichen sie, dass ein Angebot
unter Einstandspreis auch dann vorliegen kann, wenn ein konstanter Angebots-
preis von einem sich erhöhenden Einstandspreis überschritten wird. Gleichwohl
kann im Einzelfall bei überraschenden Preiserhöhungen durch den Lieferanten
das kurzzeitige Beibehalten des Angebotspreises sachlich gerechtfertigt sein,
sofern der Händler sich gleichzeitig eine neue Bezugsquelle erschließt.
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Vertrieb von Flugtickets

Nach mehrmonatiger Prüfung hat das Bundeskartellamt im Juni 2004 ent-
schieden, wegen der Streichung der Grundprovision für die Reisebüros kein
Untersagungsverfahren gegen die Deutsche Lufthansa einzuleiten.

Lufthansa unterliegt zwar als führender Anbieter von Luftverkehrsleistungen
in Deutschland, insbesondere im Hinblick auf die Abhängigkeit der IATA-
Reisebüros von der Vermittlung von Lufthansa-Flügen, der Missbrauchsauf-
sicht. Die Umstellung des Vertriebssystems der Lufthansa zwecks Kostenein-
sparung stellt jedoch keine unbillige Behinderung der Reisebüro-Partner dar.
Für diese Bewertung war entscheidend, dass Lufthansa den Reisebüros eine
angemessene Umstellungsfrist eingeräumt hat und die Reisebüros die Chance
haben, ihre Dienstleistungen künftig direkt mit den Kunden abzurechnen.
Nach den Feststellungen des Amtes verstieß die Lufthansa unter diesen
Voraussetzungen nicht gegen das kartellrechtliche Verbot des Machtmiss-
brauchs.

Hinweisen von Reisebüros und aus der Fachpresse, dass die vier großen
Ferienfluggesellschaften sich bei der Kündigung ihrer Agenturverträge und
der damit angeblich bezweckten Streichung bzw. Senkung ihrer Provisions-
zahlungen abgesprochen haben sollen, ist das Bundeskartellamt im Juni 2005
mit einer Durchsuchungsaktion nachgegangen.

4. Kontrolle wirtschaftlicher Machtstellungen 28
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5. Kartellverbot und Kooperation

Bei der horizontalen Zusammenarbeit von Wettbewerbern ist zwischen sog.
Hardcore-Kartellen, die das Bundeskartellamt im Rahmen von Bußgeldverfahren
verfolgt, und sonstigen Kooperationen, die in Verwaltungsverfahren überprüft
werden, zu unterscheiden.

Bußgeldverfahren

Auch im aktuellen Berichtszeitraum lag ein Schwerpunkt der Tätigkeit des
Bundeskartellamtes in der Verfolgung von Preis-, Gebiets- und Quotenkartellen
sowie von Submissionsabsprachen. Sowohl die im April 2000 eingeführte
Bonusregelung als auch die im März 2002 eingerichtete Sonderkommission
Kartellbekämpfung (SKK) haben hierbei erneut eine wichtige Rolle gespielt.
Bis Mai 2005 sind von natürlichen und juristischen Personen insgesamt über
100 Bonusanträge gestellt worden.

In den Jahren 2003 und 2004 wurden 18 nationale Durchsuchungen in insge-
samt 337 Unternehmen und 24 Privatwohnungen durchgeführt. Das Bundes-
kartellamt hat eine Reihe von Kartellabsprachen aufgedeckt und mehrere
Bußgeldverfahren geführt. Die Verfahren richteten sich sowohl gegen die an
solchen Absprachen unmittelbar beteiligten Personen als auch gegen die
Aufsichtspflichtigen in den Unternehmen. In mehreren Fällen wurden zudem
gegen die jeweiligen Unternehmen Bußgelder verhängt. Die Gesamtsumme der
verhängten Bußgelder betrug im Jahr 2003 knapp über 717 Mio. Euro und im
Jahr 2004 rund 58 Mio. Euro. Im Einzelnen waren im Berichtszeitraum u.a.
folgende Bußgeldverfahren von Bedeutung:

Nach der bundesweiten Durchsuchung von 30 Unternehmen der Zementindu-
strie im Juli 2002 hat das Bundeskartellamt im Jahr 2003 gegen zwölf
Unternehmen und deren Verantwortliche Bußgelder in Höhe von insgesamt
702 Mio. Euro verhängt. Dies ist das bislang höchste Bußgeld in der
Geschichte des Bundeskartellamtes. Die beschuldigten Unternehmen hatten
zum Teil seit den 70er Jahren wettbewerbswidrige Gebiets- und Quotenab-
sprachen praktiziert und bis zum Jahr 2002 fortgesetzt. Der Großteil der
bebußten Unternehmen und Personen hat gegen die Bußgeldbescheide Ein-
spruch eingelegt. Die Auswertung der Unterlagen aus einer weiteren Durch-
suchung von Unternehmen der Zementindustrie im Frühjahr 2004 ist noch
nicht abgeschlossen.

Aufgrund von Informationen aus dem Zement-Kartell hat das Bundeskartellamt
gegen rund 70 Hersteller von Transportbeton Bußgeldverfahren wegen des Ver-
dachts von Quotenabsprachen auf verschiedenen regionalen Märkten eingeleitet.
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In diesem Zusammenhang führte das Amt im Mai 2004 Durchsuchungen bei
sieben Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern durch. Bislang wurden in
acht Fällen Bußgelder i.H.v. insgesamt 2,5 Mio. Euro verhängt. Die Bußgeldbe-
scheide sind rechtskräftig, die übrigen Verfahren sind noch nicht abgeschlossen.

In dem Verfahren gegen Unternehmen der Transportbeton- und der Trans-
portbetonpumpenbranche wegen Preis- und Quotenabsprachen hat das
Bundeskartellamt gegen zwölf Betroffene und Nebenbetroffene Bußgelder
i.H.v. insgesamt 1,14 Mio. Euro verhängt. Davon sind Bußgelder i.H.v. knapp
1 Mio. Euro rechtskräftig.

Wegen verbotener Preisabsprachen hat das Bundeskartellamt gegen die drei
führenden Hersteller von pyrotechnischen Erzeugnissen sowie deren Verant-
wortliche Geldbußen i.H.v. insgesamt 8,8 Mio. Euro verhängt. Das Bundeskar-
tellamt hatte zusammen mit Ermittlungsbeamten der Staatsanwaltschaft im
August 2002 mehrere Unternehmen und Privatwohnungen durchsucht. Nach
den Feststellungen des Bundeskartellamtes hatten die Unternehmen über Jahre
ihre Preise für Kleinfeuerwerksartikel und zwei Unternehmen auch ihre Preise
für Leuchtsignal- und Simulationsmunition für die Bundeswehr abgesprochen.
Die Bußgeldbescheide sind rechtskräftig.

Im Mai 2004 hat das Bundeskartellamt gegen zwölf Unternehmen des
Papiergroßhandels und 46 verantwortliche Personen wegen verbotener
Preisabsprachen zwischen den Jahren 1995 und 2000 Geldbußen i.H.v. insgesamt
57,6 Mio. Euro verhängt. Das Bundeskartellamt hatte bereits im April 2000
Durchsuchungen bei Unternehmen des Papiergroßhandels durchgeführt und
im Berichtzeitraum 2001/2002 gegen neun Unternehmen und mehrere Personen
Beschuldigungsschreiben versandt. Insgesamt wurden zehn regionale Kartelle
aufgedeckt. Das von den Preisabsprachen betroffene Umsatzvolumen betrug
rund 1 Mrd. Euro. Der Erfolg der Ermittlungen beruhte auch darauf, dass eine
Reihe kleinerer am Kartell beteiligter Unternehmen im Rahmen des Bonuspro-
gramms mit dem Bundeskartellamt kooperierten und mehrere Einzelpersonen
Geständnisse ablegten. Gegen die meisten Bußgeldbescheide haben die Betrof-
fenen Einspruch eingelegt.

Im März 2005 hat das Bundeskartellamt - nach Durchsuchungen in den Jahren
2002 und 2003 - gegen zehn im industriellen Sachversicherungsbereich tätige
Unternehmen und ihre Verantwortlichen Bußgelder i.H.v. insgesamt knapp
130 Mio. Euro verhängt. Der Vorwurf lautet auf kartellrechtswidrige Vereinba-
rungen und Verhaltensabstimmungen insbesondere im Bereich der industriellen
Sachversicherung zur Durchsetzung von Prämienerhöhungen und/oder
Bedingungsangleichungen (sog. komplexes Sanierungskartell). Gegen sämtliche
Bußgeldbescheide wurde Einspruch eingelegt. Weitere Bußgeldbescheide sind
in Vorbereitung.
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Wegen des Verdachts wettbewerbswidriger Absprachen beim Einkauf von
Altpapier zwischen verschiedenen Papier- und Kartonagenherstellern hat das
Bundeskartellamt im Mai 2004 neun Unternehmen durchsucht. Das Verfahren
ist noch nicht abgeschlossen. Die Durchsuchungsaktion des Bundeskartellamtes
wurde durch zeitgleiche Ermittlungen der österreichischen Bundeswettbe-
werbsbehörde unterstützt. Dies ist der erste Fall, in dem die europäischen
Kartellbehörden ihre neuen Kooperationsmöglichkeiten im Rahmen des
European Competition Network (ECN) genutzt haben. Gleichzeitig hat die
Europäische Kommission in einem separaten Verfahren wegen des Verdachts
wettbewerbswidriger Absprachen bei Papierherstellern in mehreren Mitgliedstaa-
ten (einschließlich Deutschland) sowie Norwegen Nachprüfungen durchgeführt.

In dem Kartellordnungswidrigkeitenverfahren gegen Hersteller von Papptellern
wegen des Verdachts auf wettbewerbswidrige Preis- und Kundenschutzab-
sprachen erhielten neun Unternehmen und elf verantwortlich handelnde
Personen Beschuldigungsschreiben.

Im September 2003 durchsuchte das Bundeskartellamt gemeinsam mit der
Staatsanwaltschaft Köln rund 140 Unternehmen der Entsorgungswirtschaft
wegen des Verdachts von Absprachen bei der Abgabe von Angeboten im
Rahmen einer Ausschreibung von Leistungsverträgen des Unternehmens Der
Grüne Punkt - Duales System Deutschland (DSD). Neben dem vom Bundeskar-
tellamt eingeleiteten Kartellbußgeldverfahren nach dem GWB leitete die
Staatsanwaltschaft Köln ein Verfahren wegen Submissionsbetrugs (§ 298
StGB) ein. Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen.

Im November 2003 und im Juli 2004 hat das Bundeskartellamt mehrere
Unternehmen des pharmazeutischen Großhandels wegen des Verdachts kar-
tellrechtswidriger Absprachen durchsucht. Erste Beschuldigungsschreiben
sind Anfang 2005 versandt worden.
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Horizontale Kooperationen

Neben den Bußgeldverfahren hat sich das Bundeskartellamt im Berichtszei-
traum mit einer Reihe weiterer horizontaler Wettbewerbsbeschränkungen
nach § 1 GWB und Artikel 81 EG befasst. Diese Kartellverwaltungsverfahren
betrafen u.a. die Rücknahme von Verkaufsverpackungen und die bargeldlose
Bezahlung an Kassenterminals.

Rücknahme und Entsorgung von Verkaufsverpackungen

Das Duale System Deutschland (Der Grüne Punkt - DSD) hat zur Abwendung
einer Untersagungsentscheidung des Bundeskartellamtes nach § 1 GWB
weitreichende Umstrukturierungsmaßnahmen umgesetzt. Die Wettbewerbsbe-
dingungen auf dem Markt für die Rücknahme und Entsorgung von Verkaufsver-
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Vom Bundeskartellamt verhängte Bußgelder
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packungen konnten dadurch deutlich verbessert werden. Die kartellrechtliche
Problematik der DSD ergab sich daraus, dass sich der Kreis der Anteilseigner
aus wesentlichen Teilen des Handels bzw. der Industrie zusammensetzte, die
nach der Verpackungsverordnung zur Entsorgung der von ihnen in Verkehr
gebrachten Verkaufsverpackungen verpflichtet sind. In der Vergangenheit
wurden Organe und weitere Gremien der DSD mit Vertretern der jeweiligen
Unternehmensverbände besetzt. In diesen Gremien wurden u.a. die von den
Verpflichteten zu zahlenden Lizenzentgelte für die gesamte Branche zentral
vereinbart. Auf der Grundlage dieser kartellartigen Gesellschafterstruktur der
DSD bündelten die nach der Verpackungsverordnung verpflichteten Unter-
nehmen ihre Nachfrage nach den entsprechenden Entsorgungsleistungen.
Darüber hinaus führte die Beteiligung der Entsorgungswirtschaft im Auf-
sichtsrat und als stille Gesellschafter zu einer weitgehenden Koordinierung der
Entsorgungsentgelte im Rahmen der DSD.

Die positiven Auswirkungen eines wettbewerblichen Marktverhaltens, das von
Interessenbindungen befreit ist, ließen sich bereits im Rahmen der Neuaus-
schreibung der DSD-Leistungsverträge ablesen. Um den wettbewerblichen
Bedenken des Bundeskartellamtes Rechnung zu tragen, hatte sich der neue
Vorstand der DSD Anfang 2003 entschlossen, erstmalig eine transparente und
diskriminierungsfreie Vergabe der Leistungsverträge für die Entsorgungsun-
ternehmen durchzuführen. Im Ergebnis wurden hierdurch die Kosten für das
Sammeln und die Sortierung des „gelben Sacks“ ab 2005, im Vergleich zu den
bis 2003 gezahlten Preisen, um rund 200 Mio. Euro gesenkt, was einer Reduzie-
rung um mehr als 20 % entspricht.

Die stillen Beteiligungen von Unternehmen der Entsorgungswirtschaft wurden
im Jahr 2003 aufgelöst, und die Vertreter der Entsorgungswirtschaft im Auf-
sichtsrat legten ihre Mandate nieder. Im Dezember 2004 übernahm der amerika-
nische Finanzinvestor Kohlberg Kravis Roberts & Co. (KKR) mehr als 75 % der
Anteile an DSD. Der Anteil der Alt-Anteilseigner wurde damit auf unter 5 %
zurückgeführt. Die Großunternehmen des Handels und der Industrie schieden
vollständig als Gesellschafter bei DSD aus.

Trotz dieser Maßnahmen wird die marktbeherrschende Stellung der DSD auf
dem Markt für die Rücknahme von Verkaufsverpackungen auf absehbare Zeit
bestehen bleiben. DSD unterliegt deshalb nach wie vor der kartellrechtlichen
Missbrauchsaufsicht. Das Bundeskartellamt geht aber davon aus, dass sich
durch die Veränderungen der Struktur der Anteilseigner die strukturellen
Bedingungen für den Wettbewerb auf dem betroffenen Markt verbessern.
Denn es ist nunmehr zu erwarten, dass die Nachfrager ihre Entscheidung über
die Beauftragung eines Systems zur haushaltsnahen Sammlung gebrauchter
Verkaufsverpackungen in erster Linie von rein wirtschaftlichen Gründen
abhängig machen werden. Die Anteilseignerfunktion bei DSD mit den damit
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verbundenen Einflussmöglichkeiten und den hieraus resultierenden Interessen
spielt in Zukunft keine Rolle mehr. Neu hinzutretende Wettbewerber verfügen
damit über deutlich verbesserte Wettbewerbschancen. Das im Oktober 2002
eingeleitete Untersagungsverfahren gegen DSD konnte daher im Januar 2005
eingestellt werden.

Bargeldlose Zahlung an Kassenterminals

Im Rahmen der vom Zentralen Kreditausschuss (ZKA) angemeldeten Aufhe-
bung der Vereinbarung zum POZ-System (Point of Sale ohne Zahlungsgaran-
tie) konnte das Bundeskartellamt eine Fristverlängerung erreichen. Beim POZ-
System handelt es sich um ein Verfahren zur bargeldlosen Bezahlung an Kas-
senterminals mit der "EC-Karte". Hierbei wird mit Hilfe der an einem Händler-
terminal gelesenen Kartendaten eine Lastschrift erstellt, die der Händler in den
normalen Zahlungsverkehr einbringt. Über eine Verbindung zum kartenausge-
benden Institut bzw. zu einer Autorisierungszentrale kann der Händler prüfen
lassen, ob die vorgelegte Karte wegen Verlust oder Diebstahl gesperrt ist. Eine
Zahlungsgarantie der Kreditwirtschaft ist hiermit nicht verbunden, der Händler
trägt das Risiko des Zahlungsausfalls.

Das POZ-Verfahren ist ein von der Kreditwirtschaft unterstütztes und beim
Bundeskartellamt im Jahre 1992 angemeldetes Verfahren. Die Kreditwirtschaft
beabsichtigte nun die Einstellung des POZ-Verfahrens zum 1. Juli 2005. Das
Bundeskartellamt hat hier auf eine Fristverlängerung zur Aufhebung des POZ-
Verfahrens auf den 31. Dezember 2006 hingewirkt. Das insbesondere für kleine
und mittelständische Unternehmen des Einzelhandels wichtige Bezahlverfahren
kann nun bis zu diesem Datum fortgesetzt werden. Auf diese Weise wurde
sichergestellt, dass die betroffenen Unternehmen sich auf die neue Situation
einstellen können. Das Bundeskartellamt sah damit die Voraussetzungen für
eine Freistellung der Vereinbarung als erfüllt an.
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6. Vertikalvereinbarungen

Im Berichtszeitraum hat das Bundeskartellamt u.a. Verfahren wegen langfristiger
Gaslieferverträge eingeleitet sowie mehrere Verfahren wegen Verstößen gegen
das Verbot missbräuchlicher Preisempfehlungen bzw. das Verbot vertikaler Preis-
bindungen geführt.

Langfristige Gaslieferverträge

Ende 2003 hat das Bundeskartellamt gegen 16 Ferngasunternehmen wegen des
Verdachts marktabschottender Lieferverträge mit Stadtwerken Verfahren nach
Artikel 81 EG eingeleitet. Nach Auffassung des Bundeskartellamtes stellt die weit
verbreitete Praxis der langfristigen vertraglichen Bezugsbindung von Gasweiter-
verteilern ein wesentliches Hindernis für effektiven Wettbewerb im Gasmarkt dar,
da in- und ausländischen Wettbewerbern der Marktzutritt erheblich erschwert wird.

Nach umfangreichen Ermittlungen und Gesprächen mit den betroffenen
Unternehmen hat das Bundeskartellamt Anfang 2005 ein Diskussionspapier
zur kartellrechtlichen Beurteilung langfristiger Gaslieferverträge veröffent-
licht. Das Amt geht darin u.a. davon aus, dass Lieferverträge mit einer Laufzeit
von mehr als zwei Jahren und einer Bedarfsdeckung von über 80 % ebenso
unzulässig sind wie Lieferverträge mit einer Laufzeit von mehr als vier Jahren
und einer Bedarfsdeckung von über 50 %.

Das Diskussionspapier ist in der Branche und in der Fachöffentlichkeit auf
große Resonanz gestoßen. Insgesamt sind über 90 Stellungnahmen von Fern-
gasgesellschaften, Stadtwerken, Verbänden und Wissenschaftsvertretern dazu
eingegangen. Die Ergebnisse werden derzeit insbesondere mit den Verfahrens-
beteiligten und der Europäischen Kommission erörtert.

Preisbindung bei Batterien

Gegen einen Hersteller von Batterien und Akkuladegeräten hat das Bundeskar-
tellamt Bußgelder in Höhe von insgesamt 100.000 Euro verhängt. Gegenstand
des Verfahrens war die Drohung des Unternehmens gegenüber seinen Händlern,
die Belieferung einzustellen, wenn diese nicht auf die Einhaltung einer
bestimmten Preisstruktur bei Verkäufen über die Internetplattform „ebay“ hin-
wirken. Diese Drohung betraf zum einen Händler, die direkt über „ebay“ ihre Pro-
dukte verkauften, zum anderen wurde der Lieferboykott auch Zulieferern der
„ebay“-Händler angedroht. Zweck der Drohungen war, die Händler zum
Abschluss unerlaubter Preisbindungsvereinbarungen zu veranlassen. Zudem hat
das betroffene Unternehmen Preisempfehlungen ausgesprochen, die nicht als
unverbindlich gekennzeichnet waren. Sämtliche Vorwürfe wurden von den
Betroffenen vollständig eingeräumt. Die Bußgeldbescheide sind bestandskräftig.
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Preisbindung bei Funkmeldeempfängern

In einem Verfahren gegen einen Hersteller von Funkmeldeempfängern ver-
hängte das Bundeskartellamt ein Bußgeld in Höhe von über 100.000 Euro. In
der Zeit von Februar 2001 bis April 2003 hatte das betroffene Unternehmen
den Belieferungspreis an seine Händler davon abhängig gemacht, dass die
Händler die empfohlenen Mindestverkaufspreise einhielten. Denjenigen
Händlern, die den Mindestverkaufspreis nicht unterschritten, wurde ein
zusätzlicher Rabatt gewährt. Um den Zusatzrabatt zu erhalten, mussten die
Händler die Bestellungen der Endkunden, bei denen es sich zumeist um
öffentliche Auftraggeber handelte, vorlegen. Durch den Rabatt wurde ein
starker wirtschaftlicher Druck auf die Händler ausgeübt, so dass die freie
Preisbildung erheblich beschränkt wurde. Dies verletzte das Preisbindungs-
verbot des GWB. Die Bußgeldbescheide sind bestandskräftig; die Vorwürfe
wurden in allen wesentlichen Teilen eingeräumt.
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7. Vergaberecht

Das Bundeskartellamt ist seit 1. Januar 1999 für die Nachprüfung der Vergabe
öffentlicher Aufträge des Bundes zuständig. Die drei beim Bundeskartellamt
eingerichteten Vergabekammern überprüfen auf Antrag, ob öffentliche Auf-
traggeber ihre Verpflichtungen eingehalten haben. Öffentliche Aufträge müssen
grundsätzlich im Wettbewerb und in transparenten Verfahren vergeben werden.
Auftragnehmer müssen gewisse Anforderungen hinsichtlich ihrer Fachkunde,
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit erfüllen. Andere oder weitergehende
Anforderungen an die Bieter dürfen nur gestellt werden, soweit dies durch
Bundes- oder Landesgesetze vorgesehen ist. Den Zuschlag erhält grundsätzlich
der Bieter, der das wirtschaftlichste Angebot abgegeben hat.

Reform des europäischen und des deutschen Vergaberechts

Am 30. April 2004 ist das Vergaberecht auf europäischer Ebene mit der Veröf-
fentlichung des aus zwei Richtlinien bestehenden sog. Legislativpakets reformiert
worden: Zum einen ersetzt die „Richtlinie zur Koordinierung der Zuschlags-
erteilung durch die Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Ver-
kehrsversorgung sowie der Postdienste“ die bisher geltende Sektorenrichtlinie.
Zum anderen regelt die „Richtlinie über die Koordinierung der Verfahren zur
Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge“
als eine einheitliche Vergabekoordinierungsrichtlinie den klassischen Bereich
des Vergaberechts und fasst damit die ursprünglich geltenden drei Vergabe-
richtlinien für Dienstleistungsaufträge, Lieferaufträge und Bauaufträge in einer
einzigen Richtlinie zusammen. Hauptzielsetzung des Legislativpakets ist die
Vereinfachung des Vergaberechts und die Anpassung des Vergabeverfahrens
an die Bedürfnisse einer modernen Verwaltung. Spätestens bis zum 31. Januar
2006 müssen die für Auftraggeber und Bieter nicht unmittelbar verbindlichen
Vorgaben der Richtlinien in die jeweilige nationale Rechtsordnung umgesetzt
werden.

Etwa zeitgleich mit der Überarbeitung des europäischen Vergaberechts begann
im Jahr 2003 auch auf deutscher Ebene die Diskussion über eine Novellierung
des Vergaberechts, da das deutsche Vergaberecht mit seinem Kaskaden- und
Schubladenprinzip als verschachtelt und unübersichtlich gilt. Der Ende März
2005 veröffentlichte überarbeitete Arbeitsentwurf des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Arbeit sieht Veränderungen im Vierten Abschnitt des GWB
insoweit vor, als der gesetzliche Vorrang des offenen Verfahrens vor dem
nicht-offenen Verfahren aufgegeben wird und die „neuen“ Verfahren der EU-
Vergaberichtlinien – d.h. der wettbewerbliche Dialog, die elektronische Aukti-
on und das dynamische, elektronische Verfahren – in das GWB aufgenommen
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werden. Die bisher in der Vergabeverordnung geregelte Informationspflicht
für die abgelehnten Bewerber wird in das GWB aufgenommen. Eine aus-
drückliche Regelung zur „de-facto-Vergabe“ ordnet eine Unwirksamkeit des
Vertrages an, wenn der Auftraggeber kein Vergabeverfahren durchgeführt hat
oder seiner Informationspflicht nicht nachgekommen ist und die Unwirksamkeit
des Vertrages innerhalb von 30 Tagen nach Kenntnisnahme des Verstoßes,
spätestens aber sechs Monate ab Vertragsschluss in einem Nachprüfungsver-
fahren von einem potenziellen Auftragnehmer geltend gemacht worden ist.

Der Arbeitsentwurf sieht ferner vor, dass die Regelungen der Verdingungsord-
nungen (VOB/A, VOL/A und VOF) weitgehend in einer neuen Vergabeverord-
nung („Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (VgV)“) zusam-
mengefasst werden. Die Einführung eines Präqualifikationsverfahrens soll den
Unternehmen die Bewerbung um öffentliche Aufträge erleichtern. Schließlich
enthält der Arbeitsentwurf ein neues Gesetz zur Errichtung eines zentralen
Korruptionsregisters (Korruptionsregistergesetz – KorrRegG) beim Bundesamt
für Wirtschaft- und Ausfuhrkontrolle.

Entscheidungspraxis

Der Trend der Zunahme von Nachprüfungsverfahren, der im Jahr 2002 mit
einer Verdoppelung der Verfahren im Vergleich zum Jahr 2001 auf 102 Fälle
den vorläufigen Höhepunkt erreicht hatte, hat sich im Berichtszeitraum fort-
gesetzt. Im Jahr 2003 gingen bei der 1. und 2. Vergabekammer des Bundes
insgesamt 157 Nachprüfungsanträge ein, von denen 86 durch Beschluss ent-
schieden wurden. Da es angesichts der zahlreichen Verfahren schon im Jahr
2003 nicht mehr in allen Fällen möglich war, die Entscheidungsfrist von fünf
Wochen einzuhalten (in 65 Verfahren wurde die Frist verlängert), wurde zum
15. Februar 2004 eine dritte Vergabekammer des Bundes eingerichtet. Im Jahr
2004 erhöhte sich die Zahl der Nachprüfungsverfahren mit 225 Anträgen
nochmals erheblich. 116 dieser Verfahren wurden durch Beschluss entschieden. 

Im Jahr 2003 sind 21 Beschlüsse der Vergabekammern des Bundes mit der
sofortigen Beschwerde angegriffen worden. Acht Entscheidungen der beiden
Vergabekammern sind vom Oberlandesgericht Düsseldorf aufgehoben worden.
In sechs Fällen wurde die sofortige Beschwerde zurückgewiesen. In weiteren
sieben Fällen wurde der Antrag des Beschwerdeführers, die aufschiebende
Wirkung der sofortigen Beschwerde zu verlängern, gemäß § 118 Abs. 1 Satz 1
GWB mangels Erfolgsaussichten zurückgewiesen.

Im Jahr 2004 sind 32 Beschlüsse mit der sofortigen Beschwerde angefochten
worden. Bislang waren 12 Beschlüsse der Vergabekammern des Bundes aus
dem Jahr 2004 durch das Oberlandesgericht Düsseldorf zu überprüfen. In den
bisher zwölf entschiedenen Verfahren waren die Beschwerdeführer zweimal
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erfolgreich. Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat die sofortige Beschwerde in
fünf Fällen zurückgewiesen und in fünf weiteren Fällen den Antrag des
Beschwerdeführers, die aufschiebende Wirkung der sofortigen Beschwerde zu
verlängern, zurückgewiesen. Die Entscheidungen der Vergabekammern sind
im Internet in anonymisierter Form veröffentlicht und können unter
www.bundeskartellamt.de abgerufen werden.

Zahl der Nachprüfungsanträge 1999 bis 2004

Vergabeverfahren der Bundesagentur für Arbeit

Die Bundesagentur für Arbeit führte im Berichtszeitraum mehrere bundesweite
öffentliche Ausschreibungen und freihändige Vergaben zur Konzeption und
Durchführung verschiedener arbeitsmarktpolitischer Leistungen jeweils los-
weise durch. Die Vergabeverfahren umfassten insbesondere Vergaben zur
Durchführung von berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen, zur Konzeption
und Durchführung von Maßnahmen zur Eignungsfeststellung, Trainingsmaß-
nahmen und Beauftragungen mit der Vermittlung von Ausbildungs- und
Arbeitssuchenden und Arbeitslosen. Nachdem die Bundesagentur Ende 2003
begonnen hatte, mit der Durchführung der Vergabeverfahren eine neu ausge-
richtete Einkaufspolitik umzusetzen, wurden von (potenziellen) Bietern bei
den Vergabekammern zahlreiche Nachprüfungsanträge gestellt.
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Am 1. September 2004 hob die Bundesagentur für Arbeit unter Berufung auf
einen wichtigen Grund die Ausschreibung hinsichtlich der noch vor den
Vergabekammern des Bundes streitbefangenen Lose auf. Sie begründete dies
damit, dass die Vergabekammer des Bundes in einem Verfahren ein unge-
wöhnliches Wagnis gesehen und die Aufhebung angeordnet habe. Da die
Verdingungsunterlagen bei allen Losen gleichlautend seien, wolle die Bundes-
agentur diese Entscheidung nun für alle übrigen noch streitbefangenen
Lose ebenfalls umsetzen. Anschließend trat die Bundesagentur für Arbeit in
Verhandlungen mit den Unternehmen ein, die in den aufgehobenen Vergabe-
verfahren den Zuschlag hätten erhalten sollen und vergab an diese den
zunächst im aufgehobenen Vergabeverfahren ausgeschriebenen Auftrag im
Wege der freihändigen Vergabe wegen Dringlichkeit.

Verschiedene (potenzielle) Bieter wandten sich daraufhin erneut mit unter-
schiedlichen Anträgen an die Vergabekammern.

Die zwischenzeitlich im Wege der freihändigen Vergabe erteilten Aufträge an
das im aufgehobenen Vergabeverfahren ausgewählte Unternehmen hielten die
Vergabekammern des Bundes für rechtswirksam. Hiergegen gerichtete Nach-
prüfungsanträge wurden wegen des bereits wirksam erteilten Zuschlags als
unstatthaft verworfen. Der erteilte Zuschlag war nach Auffassung der Verga-
bekammern auch nicht nichtig. Schließlich sahen die Vergabekammern des
Bundes keine Rechtswidrigkeit in der Wahl des Verfahrens der freihändigen
Vergabe, da die Dringlichkeit der Vergabe zu bejahen war. Die Durchführung
der ausgeschriebenen berufsvorbereitenden Maßnahmen musste angesichts der
Bedeutung für die berufliche bzw. persönliche Entwicklung der betroffenen
Jugendlichen zeitnah beginnen. Für den hohen Stellenwert des Interesses der
Jugendlichen, ihre Ausbildung regulär zu beenden, hatte sich auch das Ober-
landesgericht Düsseldorf ausgesprochen.
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8. Ausblick

Umsetzung des neuen GWB

Mit Inkrafttreten der 7. GWB-Novelle wird das deutsche Wettbewerbsrecht im
Bereich der Kartellbekämpfung und der Missbrauchsaufsicht in vielen Punkten
an die europäischen Vorschriften angeglichen. Damit werden einerseits einige
verfahrensrechtliche Fragen, die sich in der Übergangszeit zwischen Inkraft-
treten der VO Nr. 1/03 im Mai 2004 und Inkrafttreten der GWB-Novelle im
Juli 2005 gestellt haben, geklärt. Daneben ermöglichen die vorgenommenen
Angleichungen dem Bundeskartellamt die vollständige Nutzung der Koopera-
tionsmöglichkeiten im europäischen Netzwerk der Wettbewerbsbehörden.
Andererseits stellen die neuen Vorschriften des GWB – wie jede Novelle – die
Kartellbehörden vor neue Herausforderungen bei der Anwendung und
Umsetzung in der Praxis. Dies gilt für den neuen Bußgeldrahmen genauso wie
für die neuen Entscheidungsarten, etwa in § 32 b GWB (Verpflichtungszusagen)
oder in § 32 c (Kein Anlass zum Tätigwerden). Auch wenn in den meisten Fällen
wettbewerbsbeschränkender Absprachen nunmehr eine ex-ante-Prüfung durch
die Kartellbehörden unterbleibt, bietet das Bundeskartellamt den betroffenen
Unternehmen in Zweifelsfällen – wie auch schon in der Vergangenheit – an,
sich im Rahmen eines informellen Gesprächs über mögliche Wettbewerbspro-
bleme eines Vorhabens zu informieren.

Verfolgung von Kartellabsprachen

Die Bekämpfung von Absprachen zwischen Wettbewerbern über Preise,
Quoten, Gebiete oder Kundengruppen - sog. Hardcore-Kartelle - bleibt ein
wichtiger Tätigkeitsschwerpunkt des Bundeskartellamtes. Die Einführung
der Bonusregelung im April 2000 und die Gründung der Sonderkommission
Kartellbekämpfung (SKK) im März 2002 haben in den vergangenen Jahren
bereits maßgeblich zur Verbesserung der Schlagkraft des Bundeskartellamtes
bei dieser Aufgabe beigetragen. Das große Interesse der Medien und der
Öffentlichkeit an der Verfolgung und Ahndung von Kartellabsprachen hat
zudem zu einem stärkeren Bewusstsein für die Schädlichkeit derartiger
Gesetzesverstöße geführt - nicht nur bei den Verbrauchern, sondern auch bei
den Unternehmen. Ungeachtet dessen bleibt die Dunkelziffer der unentdeckten
Kartellabsprachen völlig ungewiss.

Während die inhaltliche Verantwortung für ein Kartellverfahren bislang stets
bei der für die jeweilige Branche zuständigen Beschlussabteilung lag, widmet
sich seit Juni 2005 eine Beschlussabteilung im Bundeskartellamt ausschließ-
lich der Verfolgung von Kartellabsprachen. Diese Abteilung übernimmt ein-
zelne neue Fälle aus verschiedenen Branchen und führt die Verfahren in
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Zusammenarbeit mit der jeweiligen Beschlussabteilung und der SKK. Durch
diese Umstrukturierungsmaßnahme können wichtige Kartellverfahren unab-
hängig von der in anderen Bereichen des Wettbewerbsschutzes (insbesondere
Fusionskontrollverfahren) bestehenden Fristenproblematik künftig zügiger
und noch effektiver durchgeführt werden.

Förderung des Wettbewerbs im Bereich der leitungsgebundenen
Energie - Zusammenarbeit mit der Bundesnetzagentur

Mit Inkrafttreten des neuen Energiewirtschaftsgesetzes zum 1. Juli 2005
werden die Weichen für die zukünftige Regulierung im Strom- und Gasbereich
und damit die Tätigkeit der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und
Post – dann Bundesnetzagentur – gestellt. Während die Zuständigkeit der
Bundesnetzagentur ausschließlich die Regulierung der Netze betrifft, obliegt
die Missbrauchsaufsicht für alle dem Netz vor- bzw. nachgelagerten Bereiche
weiterhin dem Bundeskartellamt und den Landeskartellbehörden. Daneben
behalten die Kartellbehörden ihre Zuständigkeit für Fusionskontroll- und
Kartellverfahren im gesamten Energiebereich.

Die künftige Zusammenarbeit zwischen Bundeskartellamt und Bundesnetz-
agentur basiert – ähnlich wie im Bereich der Telekommunikation – auf der
Abstimmung zwischen beiden Behörden. Bei Fragen und Feststellungen, die
die Arbeit beider Behörden berühren, ist im Einzelfall ein Einvernehmen
herzustellen bzw. eine Stellungnahme der jeweils anderen Behörde einzuholen.

Zur Förderung des Wettbewerbs im Bereich der leitungsgebundenen Energie
wird in jedem Fall ein ganzheitlicher Ansatz erforderlich sein, der die Gewähr-
leistung eines diskriminierungsfreien Durchleitungswettbewerbs ebenso
berücksichtigt wie die Verhinderung einer verstärkten horizontalen oder
vertikalen Marktkonzentration sowie die Öffnung marktabschottender Verträge
für neue Wettbewerber.

Internationale Zusammenarbeit

Die Zusammenarbeit mit anderen Wettbewerbsbehörden in Europa und welt-
weit wird auch in den kommenden Jahren weiter an Bedeutung gewinnen. Um
mit der Globalisierung und den damit einhergehenden Möglichkeiten grenz-
überschreitender Wettbewerbsbeschränkungen Schritt zu halten, müssen sich
auch die Wettbewerbsbehörden grenzüberschreitend abstimmen. Dabei geht es
nicht um die zwangsweise Harmonisierung sämtlicher Vorschriften und Vor-
gehensweisen oder gar die Einrichtung eines Weltkartellamtes. Gerade im
internationalen Bereich ist das Ziel vielmehr, auf der Basis von Informations-
austausch und fachlichen Diskussionen „Best Practices“ und Empfehlungen zu
entwickeln, die nicht nur dem Schutz des Wettbewerbs dienen, sondern häufig
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auch bürokratische Hindernisse für betroffene Unternehmen reduzieren. Das
große Interesse nahezu aller existierenden Wettbewerbsbehörden - einschließlich
der Entwicklungsländer - am International Competition Network (ICN) belegt
die Bedeutung und Notwendigkeit dieser Zusammenarbeit. Die nächsten ICN-
Jahreskonferenzen werden 2006 in Südafrika, 2007 in Russland, 2008 in
Japan und 2009 in der Schweiz stattfinden.

Competition Advocacy

Das Werben für das Wettbewerbsprinzip über den engen Bereich des Kartell-
rechts hinaus wird in den kommenden Jahren ebenfalls seine große Rolle spielen.
Gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, in denen der Ruf der Unterneh-
men nach staatlicher Unterstützung lauter wird und der Staat stärker geneigt
ist, wirtschaftliche Macht durch Regulierung anstatt durch Wettbewerb zu
bekämpfen, ist eine grundlegende Rückbesinnung auf die positiven Wirkungen
des Markt- und Wettbewerbssystems dringend erforderlich.

Neben Wirtschaft, Verbänden, Politik und Wissenschaft sind hier auch die
Kartellbehörden gefragt, rechtzeitig auf wettbewerbsschädliche Entwicklungen -
dies gilt auch für wettbewerbsschädliche Auswirkungen von Gesetzgebungs-
vorhaben - hinzuweisen. Wo Markt- und Wettbewerbsgrundsätze einmal
aufgegeben wurden, lassen sie sich erfahrungsgemäß - das zeigt u.a. das
aktuelle Beispiel der Energiewirtschaft - nur mit erheblichem Aufwand wieder
herstellen. Das Bundeskartellamt sieht seine Aufgabe daher auch zukünftig
darin, zu derartigen Entwicklungen frühzeitig Stellung zu nehmen und eine
breite sachliche Diskussion darüber zu fördern.
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Der ausführliche Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tätigkeit in den Jahren
2003/2004 ist als Bundestags-Drucksache im Volltext über das Internet abrufbar:
http://www.bundeskartellamt.de/wDeutsch/publikationen/Taetigkeitsbericht.shtml 
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Kontakt:

Bundeskartellamt

Referat E/G 2

Kaiser-Friedrich-Straße 16

53113 Bonn

Internet: www.bundeskartellamt.de

e-mail: info@bundeskartellamt.bund.de
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